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Karl Ulrich Mayer 

Kollateralschäden föderaler Wissenschaftspolitik 
 

Einleitung 

In den 1990er Jahren war es nicht nur Usus, dass der Bundespräsident einmal 

jährlich den Wissenschaftsrat in Würdigung seiner Arbeit zu einem Abendessen 

einlud, sondern er hat davor auch die drei Vorsitzenden zu einem wissenschafts-

politischen Gespräch gebeten. Bei einer solchen Begebenheit beklagte ich 

mich bei Roman Herzog über die engen Grenzen, die die föderale Verfasstheit 

der Bundesrepublik für eine wirksame Wissenschaftspolitik setze. „Junger 

Mann“, war seine (sinngemäße) Entgegnung, „vergessen Sie es, daran lässt 

sich nichts ändern, damit muss man leben.“ 

 

In der Zwischenzeit haben sich aber drei Dinge geändert: 

 

1. Mit dem Ende des Hochschulrahmengesetzes und der Bundesbeteiligung 

an dem Hochschulbau, der Neufassung des Art. 91b GG sowie dem BVG-

Urteil zur Habilitation haben sich ab 2006 die formalen Möglichkeiten des 

Bundes verringert, in die Wissenschaftspolitik einzugreifen (Seckelmann 

2012). 

2. Gegen jede Erwartung ist es aber mit der Exzellenzinitiative gelungen, die 

Förderung von Hochschulen in den drei Programmen überwiegend nach 

Leistungskriterien auszurichten und damit die schon vorher bestehende 

Differenzierung der Hochschulen erheblich zu verstärken – und das weit-

gehend unabhängig von Länderinteressen (Leibfried 2010). 

3. Und ganz aktuell: Für eine Verfassungsänderung, die es dem Bund erlauben 

würde, Forschung und Lehre an den Hochschulen institutionell zu fördern, 

gibt es seit der Vereinbarung der Parteivorsitzenden der Koalition vom 

26. Mai 2014 und dem Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 16. Juni 

ein neues Gelegenheitsfenster. 
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Auf diesem Hintergrund möchte ich heute über Kollateralschäden föderaler 

Wissenschaftspolitik (bzw. Nicht-Politik) sprechen und dieses Thema auf zwei 

Problemstellungen konzentrieren: 

 

1. die Karrierechancen junger Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler  

2. das Verhältnis zwischen außeruniversitärer und universitärer Forschung. 

 

Was bedeutet der Föderalismus auf dem Feld der Wissenschaftspolitik? Ein 

System von checks und balances, das erratische Politikveränderungen und 

extreme Lösungen verhindert? Eine Politikfalle (Fritz Scharpf) des kleinsten 

gemeinsamen Nenners, in diesem Fall der finanziellen Interessen der Länder 

oder des finanziell schwächsten Gliedes? Eine Dauererpressungssituation des 

Bundes durch die Länder? Oder eine Abdankung der Politik (insbesondere 

der Parlamente) zugunsten ad hoc agierender nachgeordneter Fachbeamten 

oder abgekoppelter Föderalismusbürokratien? 

1. Die Karrierechancen junger Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

Die Erreichung der beiden wichtigsten Ziele der Wissenschaftspolitik – die inter-

nationale Leistungsfähigkeit der Forschung und die Qualität der Ausbildung 

an Hochschulen – müssen in ihrer Umsetzung und Durchsetzung durch ein 

gemeinsames Nadelöhr: die Entwicklungschancen und Karrierebedingungen 

für den wissenschaftlichen Nachwuchs. 

 

Ich konstatiere hier einen mehrfachen Notstand: 

 

1. Die Anzahl der innerhalb der nächsten Jahre absehbar besetzbaren Pro-

fessorenpositionen steht in einem krassen Missverhältnis zu dem durch die 

Studierendenzahlen ebenfalls absehbaren Bedarf. Dies schlägt sich nieder 

in der rasanten Verschlechterung der Betreuungsrelationen Professur je 

Studierende, die an manchen Hochschulen bereits zwischen 1:70 und 1:80 

liegen. 

2. Der überwiegende Teil aller zusätzlichen Programme der Wissenschafts-

förderung wie der Exzellenzinitiative, der Landesexzellenzprogramme, aber 

auch der Programmförderung fließt in die Förderung von Doktoranden 

und von durch Projektmittel finanzierte Postdoktoranden. Dies ist häufig 
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mit dem carrot stick der Chancen einer wissenschaftlichen Karriere ver-

bunden – bei Doktoranden gilt dies zum Teil, bei Postdoktoranden wohl 

häufig. In keinem fortgeschrittenen Land gibt es ein solches zahlenmäßiges 

Missverhältnis zwischen Wissenschaftlern in der Ausbildung und verfüg-

baren Positionen. 

Das Menetekel einer krassen Diskrepanz zwischen Talentpool und Chancen 

erscheint schon auf der Wand. Deutschland ist mit 604 ERC Starting Grants 

zwar am erfolgreichsten unter allen EU Ländern, aber mit 383 arbeiten 

davon nur eine gute Hälfte der Preisträger in Deutschland, nur Österreich 

und Polen haben ein schlechteres Verhältnis – bei viel kleineren Zahlen: 

Österreich 26 von 57, Polen 14 von 17 (Wirtschaftswoche Nr. 23, 02.06.2014, 

Quelle: EFI-Gutachten 2014).  

3. Die Neuordnung der Karrierewege der Nachwuchswissenschaftler blieb in 

den 1990er Jahren stecken und die diesbezüglichen Empfehlungen des 

Wissenschaftsrates (Wissenschaftsrat 2001) blieben ohne große Resonanz – 

u. a. wegen der gescheiterten Abschaffung der Habilitation und dem Insis-

tieren der Ingenieure und z. T. der Juristen auf große Mitarbeiterstäbe an 

ihren Lehrstühlen. Die Folge ist eine vollkommen disparate und undurch-

schaubare Vielzahl von Karrierewegen – herkömmliche Lehrstuhlmitarbei-

ter, Forschungsstellen, halbe bis ganze Stellen in der Graduiertenförderung, 

eigen eingeworbene DFG-Stellen, Juniorprofessuren, unabhängige Nach-

wuchsgruppen. Diese Heterogenität der Qualifizierungswege wurde noch 

verstärkt durch die Einführung der B.A./M.A.-Studiengänge und das Neben-

einander des Promovierens in Graduiertenkollegs und Graduiertenschulen, 

Drittmittelprojekten und Lehrstuhlstellen und von weiterführender Qualifi-

zierung mit oder ohne Habilitation.  

 

Diese Situation macht es nicht nur für diejenigen schwer, welche innerhalb 

dieses System gestartet sind, sondern noch viel mehr jenen, die von außerhalb 

– aus dem Ausland oder von außeruniversitären Forschungseinrichtungen – 

versuchen, sich in eine Hochschullehrerlaufbahn einzufädeln. 

 

Man hätte nun vermuten können, dass dieses Thema Nummer 1 der Priori-

täten der gegenwärtigen Wissenschaftspolitik sein würde. Weit gefehlt, in 

den Abstimmungen zwischen den Koalitionsparteien sowie zwischen Bund 

und Ländern scheint dieses Problem nicht einmal artikuliert zu werden. Im 

Koalitionsvertrag erscheint es nur in dem gewerkschaftlich motivierten 



 83 

Nebenkriegsschauplatz einer geplanten Novellierung des Wissenschaftszeit-

vertragsgesetzes, in der Koalitionsvereinbarung vom 26. Mai überhaupt 

nicht. Immerhin spricht Sigmar Gabriel das Problem in seinem Antwortbrief 

an die Allianz an und die SPD will laut letztem Wissenschaftsforum dazu 

noch im Herbst Vorschläge machen (Raatz 2014). 

 

Das ist ein wahrer Kollateralschaden des Föderalismus: Der Bund könnte 

handeln, hat aber keine Zuständigkeit und keine Kreativität und keinen poli-

tischen Willen, entsprechende Programme aufzusetzen. Die Länder setzen aller 

Voraussicht nach ihre Prioritäten auch mit den jetzt jährlich frei werdenden 

1,17 Mrd. Euro der BAföG-Entlastung anders. 

 

Die Lösungen sind ziemlich klar. Sie sind in der letzten Debatte von dem Ver-

treter der Jungen Akademie, Cornelis Menke, hier vorgetragen worden: eine 

Abschaffung des Lehrstuhlprinzips, eine Erhöhung der Anzahl der Professuren 

und die flächendeckende Einführung von Tenure-Track-Systemen (Menke u. a. 

2013). 

Aber ist das Problem tatsächlich so groß und verschwindet es nicht von selbst? 

Als Argumente werden hier häufig vorgetragen, 

 

1. dass es für ausgebildete Nachwuchswissenschaftler einen hohen Bedarf und 

eine hohe Nachfrage auch außerhalb der Wissenschaft gäbe; 

2. dass zwar nicht in den unmittelbar nächsten Jahren, aber doch absehbar 

die Zahl der Studierenden aus demografischen Gründen abnehme;  

3. dass es für die absehbar frei werdenden Professuren ein etwa hinreichendes 

Angebot an berufungsfähigen Wissenschaftlern gäbe. 

 

Zu 1.: Die gegenwärtig über 26.000 Promotionen pro Jahr (Destatis 2012, 

Fachserie 11, Reihe 4.2 „Prüfungen an Hochschulen“: S. 10 [inkl. Medizin]) 

werden absehbar entsprechend dem raschen Anwachsen der Promovieren-

denzahlen (über 200.000 im WS 2010/11, siehe Statistisches Bundesamt 2010: 

S. 18) stark anwachsen. Gegenwärtig ist dies kein sozialpolitisches Problem, 

denn es dürfte sich grosso modo um gut genutzte Lebenszeit handeln. Ob es 

aber auch dann einen so großen Bedarf außerhalb der Wissenschaft gibt und 

ob es sinnvoll ist, so viele Höchstqualifizierungen zu produzieren, die diese 

spezifischen Qualifikationen dann nicht verwenden können, dürfte zweifel-

haft sein. 
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Zu 2.: Demografisch begründete Untertunnelungsfantasien sind schon in den 

1970er Jahren gescheitert. Es ist zweifelhaft, ob die Studierendenzahlen so 

weit sinken werden, um stagnierende Professorenzahlen zu rechtfertigen. 

 

Zu 3.: Will man einen eventuellen mismatch zwischen dem Angebot an wissen-

schaftlichem Nachwuchs und den absehbar verfügbaren Professuren abschätzen, 

ist man auf vorsichtige Schätzungen angewiesen. In einer „Karriereverlaufs-

perspektive“ stellt sich das wie folgt dar: 

 

Die heutigen Anwärter auf Professuren haben ihren Universitätsabschluss um 

das Jahr 2002 gemacht. Damals gab es (ohne Mediziner) ca. 107.000 Absolven-

ten. Von diesen wurden vier Jahre später, also 2006, etwa 15 % promoviert 

(um 16.000, wiederum ohne Mediziner, siehe Statistisches Bundesamt 2012a: 

S. 10–13). 2012 wurden dann etwa 1.000 berufungsfähig (781 Habilitierte 

und schätzungsweise ein Sechstel der 1.304 Juniorprofessuren [Statistisches 

Bundesamt 2012b: S. 32f.]). Hinzu kommen alle diejenigen, die sich mit der 

Leitung einer Nachwuchsgruppe für eine Professur qualifiziert haben. Diese 

Zahl lag 2009 insgesamt bei ca. 550 Personen (Gülker 2010). Inzwischen dürften 

es fast doppelt so viele sein. Daraus ergeben sich weitere 100–200 Berufungs-

fähige. Dem standen 770 W2-Vakanzen und 695 W3-Vakanzen gegenüber 

(GWK 2013: Tabelle 5.4: S. 60). Wenn man annimmt, dass ein hoher Anteil der 

W3-Stellen durch W2-Professoren besetzt wird, kommt man auf ca. 1.000 Va-

kanzen für die derzeitig jährlich ca. 1.200 Berufungsfähigen. 

 

Der Hochschullehrerverbund geht von einem durch Emeritierung bzw. Pen-

sionierung bedingten jährlichen Ersatzbedarf von ca. 500–600 Professuren 

aus. Die Anzahl der Ausschreibungen für W2- und W3-Professuren (ohne 

Fachhochschulen) belief sich zwischen 1999 und 2011 bei einem durch die 

Exzellenzinitiative verursachten Wellenkamm auf jährlich 1.500 (Wirth 2013). 

 

Diese Überlegungen zeigen bereits eine merkwürdige Schieflage. Über die 

wissenschaftlichen Werdegänge der Promovierten bis zur Professur gibt es 

gar keine verlässlichen Daten. Über die Zahl derjenigen, die die gesamte 

Qualifizierungsphase bis zum Alter von Mitte 40 hinter sich gebracht haben, 

und darunter über den Anteil jener, die dann tatsächlich berufen werden, 

kann man nur Vermutungen anstellen. Aus einem kollektiv und institutionell 
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produzierten Problem werden weithin unsichtbare individuelle Verarbeitungs- 

und Anpassungswege. 

 

Was aber unbestritten sein dürfte, ist die massive Diskrepanz zwischen dem 

durch die Ausweitung des Drittmittelsektors forcierten Anstieg an Promovierten 

und Postdocs in Drittmittelstellen und den für diesen Personenkreis offenen 

Bestand an Aufstiegspositionen und Dauerstellen (Kreckel/Zimmermann 2014: 

S. 24; Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013: S. 31 und Fn. 174). 

Die Handlungsunfähigkeit der Politik auf diesem Feld ist einer der zentralen 

Kollateralschäden des Föderalismus. 

 

Inzwischen hat der Wissenschaftsrat (2014) in seinen „Empfehlungen zu 

Karrierezielen und -wegen an Universitäten“ eine weitgehend ähnliche 

Problemanalyse und mit der Empfehlung von Tenure track-Modellen und 

einer Ausweitung der Anzahl der Professorenstellen eine gleichgerichtete 

Problemlösung vorgeschlagen. Da Bund und Länder dieser Empfehlung des 

Wissenschaftsrates ja zugestimmt haben, mutet es umso grotesker an, dass 

sich die praktische Politik diesem unmittelbar zu lösenden Problem ver-

schließt. 

2. Das Verhältnis außeruniversitärer und universitärer Forschung 

Das Verhältnis universitärer und außeruniversitärer Forschung gilt häufig als 

besonders schädliche Folge der verfassungsrechtlichen föderalen Rahmenbe-

dingungen. Häufig wird unterstellt, es gäbe in Deutschland einen geringeren 

Anteil außeruniversitärer Forschung, wenn der Bund auch in Hochschulen 

institutionelle Forschungsförderung betreiben dürfte (siehe Mayer 2013a). 

 

Allerdings gibt es auch positive Effekte des Föderalismus im Sinne der Mitwir-

kung der Länder in der Forschungsförderung. In den letzten Tagen wurde von 

Seiten der Max-Planck-Gesellschaft als Drohargument gegen eine Verschie-

bung des Bund-Länder-Finanzierungsschlüssels das Argument gebraucht, bei 

einem Rückzug der Länder würde man Max-Planck-Institute weniger regional 

verstreut ansiedeln. 
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Der Finanzwettbewerb zwischen den Ländern wirkt sich bei dem Verfahren 

der Neuaufnahmen von Instituten in der Leibniz-Gemeinschaft als Qualitäts-

peitsche aus, weil kein Land dem andern einen Zuwachs an dem Gesamtlän-

deranteil gönnt, wenn dies nicht mehrfach überprüft ist (durch die Leibniz-

Gemeinschaft, den Wissenschaftsrat und die GWK). 

 

Es steht auch wohl außer Frage, dass die Mitwirkung der Länder bei den 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen und auch bei der DFG eines 

der wenigen Bollwerke gegen das Überborden der top-down-gesteuerten 

Programmforschung (aber auch des Einflusses primär arbeitsmarktbezogener 

Einzelländerinteressen) darstellt. Die Autonomie sowohl der Max-Planck-

Gesellschaft als auch der Leibniz-Gemeinschaft stützt sich im Wesentlichen 

auf die Bund-Länder-multigovernance. 

 

Als Kollateralschaden des Föderalismus sehe ich aber die Engführung der 

Diskussion um das Verhältnis zwischen universitärer und außeruniversitärer 

Forschung auf (verfassungs-)rechtliche und finanzielle Fragen. Sie verstellt 

den Blick auf die organisatorischen Voraussetzungen unterschiedlicher Typen 

von Forschung. Die Engführung der Diskussion auf rechtliche und finanzielle 

Rahmenbedingungen, wie sie derzeit vorherrscht, greift zu kurz. Dies kann 

man bereits daraus ableiten, dass es auch unter ganz andersartigen verfas-

sungsrechtlichen Rahmenbedingungen, wie z. B. in den USA oder in Frank-

reich, einen erheblichen und z. T. noch größeren Anteil der außeruniver-

sitären Forschung gibt, als in der Bundesrepublik Deutschland. Offenbar gibt 

es gute funktionale Gründe für diese institutionelle Differenzierung (Mayer 

2013a). 

 

Ich möchte daher das Verhältnis von universitärer Forschung und außeruni-

versitärer Forschung einmal etwas grundsätzlicher beleuchten. Persönlich bin 

ich ganz unverdächtig, hier in der einen oder anderen Form Partei zu ergrei-

fen. Ich habe zehn Jahre an Universitäten geforscht und 24 Jahre außeruni-

versitäre Forschungsinstitute der Leibniz-Gemeinschaft und der Max-Planck-

Gesellschaft geleitet, bevor ich – sehr bewusst – für sieben Jahre wieder an 

die Universität zurückgekehrt bin, um mich danach wiederum für die außer-

universitäre Forschung zu engagieren. 
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Wenn man Universitäten und außeruniversitäre Einrichtungen nämlich ein-

mal weniger als physikalische Orte oder rechtliche Zugehörigkeiten begreift, 

sondern als komplementäre Organisationsprinzipien der Forschung, dann 

wird rasch klar, dass beide ihre jeweiligen Eigenarten und Berechtigung 

haben. Man sieht dann schnell, dass es eben weniger um den lokalen Kon-

trast „in der Universität“ und „außerhalb der Universität“ geht. Vielleicht 

sollte man daher auch die Begrifflichkeit leicht ändern und besser von Projekt-

forschung einerseits und institutionell geförderter Forschung andererseits 

sprechen. 

 

Lassen Sie mich mit einem Lobpreis auf die (universitäre) Einzel- und Projekt-

forschung beginnen. Sie ist die Norm und der Normalfall und sie soll es sein. 

Was zeichnet sie aus? 

 

− Die Autonomie in der Auswahl der Themen und die je individuelle Kreati-

vität und Verantwortung dafür; 

− die enge Verbindung mit der Lehre und der wissenschaftlichen Ausbildung 

in der Einheit von Forschung und Lehre; 

− die solide Einbettung in disziplinäre Methoden und Diskurse; 

− die communitas academica als primäres Kommunikationsmedium ohne 

vorschnelle Verpflichtung an Financiers und stakeholder (Themenvorgabe 

und Nützlichkeitsnachweis); 

− Universitätsforschung als Bollwerk gegen die überbordende Programm-

forschung, in der Themen und Begrifflichkeit bereits vordefiniert sind 

(Mayer 2013b).  

− Leider gibt es keine guten Daten darüber, welcher Anteil der Forschung 

von Doktoranden und Postdoktoranden bestritten wird, er dürfte aber 

erheblich sein. 

 

Freilich gibt es auch eine Kehrseite der Medaille, so u. a.: 

 

− Forschungsthemen sind deutlich mitbestimmt durch das Erfordernis der 

disziplinären Rekrutierung für die Lehre; 

− die Dauerkonkurrenz mit anderen Aufgaben; 

− die Bindung an professorale Dienstzeiten, also durchschnittlich von der 

Erstberufung im Alter von 43 Jahren bis zur Emeritierung. 
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Projektforschung an Universitäten ist häufig synchrone und/oder diachrone 

Teilzeitforschung, als Tätigkeit neben den vielfältigen Aufgaben von Lehre 

und Selbstverwaltung und sie wird schwergewichtig von Jüngeren getra-

gen. Themen werden durch disziplinäre Berufungserfordernisse privilegiert 

und überdauern selten ein Wissenschaftlerleben – und das ist übrigens meist 

gut so. 

 

Schließlich werden in projektbezogenen universitären Forschungszentren 

häufig eine Vielzahl von Professoren mit ihren Forschungsanteilen zusammen-

gebracht – im Gegensatz zu der komprimierteren Form institutionell geför-

derter Forschung mit einer oder einigen wenigen Leitungspositionen. 

 

Der Kontrast zur institutionell geförderten Forschung wurde vor über 100 Jah-

ren von Adolf von Harnack in seinem schon klassischen Aufsatz von 1905 

„Vom Großbetrieb der Wissenschaft“ so formuliert: 

 

„Wissenschaft ist im Grunde und letztlich immer Sache des Einzelnen; 

daran vermag keine Entwicklung etwas zu ändern. Aber es gibt Auf-

gaben, deren Bewältigung ein Menschenleben weit übersteigt, es gibt 

ferner Aufgaben, die so viele Vorbereitungen verlangen, dass der Ein-

zelne bis zur Aufgabe selbst gar nicht vorzudringen vermag, es gibt 

endlich Aufgaben, die durch ihre Kompliziertheit eine Arbeitsteilung 

erfordern.“ (von Harnack [1905] 2001: S. 3) 

 

Es geht also in der institutionell geförderten Forschung um Differenzen in 

der Dauer, der relativen Größe von Forschungseinheiten und dem Grad der 

Spezialisierung: 

 

− die Langfristigkeit in der Forschungsplanung und Umsetzung, 

− die nationale und internationale Sichtbarkeit und der damit verbundene 

Vertretungsanspruch, 

− die Mitgestaltung von nationalen Forschungsverbünden,  

− ein hoher Grad an mittel- bis langfristiger Interdisziplinarität und Trans-

disziplinarität in der internen Arbeitsteilung, 

− besondere Chancen der Verbindung von Forschung mit Translation und 

Transfer. 
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Hinzufügen möchte ich 

 

− die Autonomie und große Flexibilität in den Entscheidungsprozessen, beim 

Personal und in den Arbeitsprogrammen, 

− eine eigene hochprofessionelle Wissenschaftsverwaltung, 

− die Fähigkeit, Forschungsprogramme unabhängig von Fluktuationen, z. B. 

im Leitungspersonal, durchzuhalten, 

− die Finanzierung durch Kernhaushalte, die nicht in der Dauerkonkurrenz 

mit anderen Aufgaben, z. B. der Lehre, stehen, 

− die langfristige Entwicklung und Betreuung von wissenschaftlichen Infra-

strukturen und dem dafür erforderlichen entfristeten Personal, 

− ein Evaluierungsverfahren, welches sich nicht nur auf den Erfolg von  

Projekten, sondern auch auf deren institutionelle Voraussetzungen be-

zieht. 

 

Es geht also um die Bildung kritischer Massen mit stärker arbeitsteiligen und 

hierarchischen Organisationsformen, die nicht an Lehrstühle gebunden sind 

und damit um 

 

− das Durchhalten von Forschungsprogrammen über das Interesse einzelner 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler hinaus, 

− die Möglichkeit stärkerer Arbeitsteilung – auch mit Stäben von Nicht-

Wissenschaftlern – und Interdisziplinarität, 

− die Entwicklung hochspezialisierter Servicestäbe.  

 

Erfolgreiche Forschung braucht eben zwar nicht immer, aber mitunter den 

langen Atem, es geht dabei nicht zuletzt um interdisziplinär arbeitsteilige 

normal science mittlerer durée. 

 

Institutionell geförderte Forschung verweist also darauf, dass es zur Lösung 

von small und grand challenges kritischer Massen bedarf, die z. T. auch über 

mittlere und längere Zeiträume erhalten werden müssen, sowie des uneinge-

schränkten vollen persönlichen Einsatzes – ohne Lehre und Selbstverwaltung. 

Dabei ist unbestritten, dass die außeruniversitäre Form der Forschung eine 

privilegierte wissenschaftliche Lebens- und Organisationsform darstellt, die 

immer einer besonderen Legitimation und Begründung bedarf, sowie einer 

sorgfältigen regelmäßigen Evaluierung – nicht zuletzt sind z. B. Leibniz-Insti-



90 

tute immer Institute auf Widerruf – und sie sollten nicht wie die Helmholtz-

Zentren too big to fail sein. Projektforschung ist aus guten Gründen die 

Regel und institutionell geförderte Forschung die Ausnahme. 

 

Die typische Art der Forschung an den Universitäten erinnert freilich anderer-

seits die außeruniversitäre Forschung daran, dass es letzten Endes aber doch 

Einzelne – oft eben jüngere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler – oder 

relativ kleine Gruppen sind, die kreativ und innovativ einen Forschungs-

gegenstand definieren und erfolgreich bearbeiten; und auch daran, dass eine 

solide disziplinäre Einbindung und die Anbindung an die nationalen und 

internationalen disziplinären Kommunikationsarenen unverzichtbar ist. Und 

Projektforschung erinnert auch daran, dass die institutionalisierte, längerfris-

tige Privilegierung von Forschungsthemen und Personen auch über das Ziel 

hinaus schießen kann. Forschungsthemen sind oft endlich und sollen es sein, 

sodass sie meist gut in die Karrierezeit von Einzelforschern passen. 

 

Wenn man also universitäre und außeruniversitäre Forschung als komplemen-

täre Organisationsprinzipien der Forschung begreift, so wird klar, dass beide 

nicht nur – wie oben gesagt – ihre Eigenarten und Berechtigung haben, son-

dern auch voneinander lernen können. Sie sollten und können sich daher 

physisch und institutionell aufeinander zubewegen und vermischen. 

 

Die Diskussion über das Verhältnis außeruniversitärer und universitärer For-

schung sollte sich daher weniger auf rechtliche und finanzielle Fragen redu-

zieren, sondern darauf, für welche Zwecke Projektforschung und für welche 

Zwecke institutionell geförderte Forschung notwendig und sinnvoll ist und 

wie man das am besten außerhalb, an oder in Hochschulen organisiert. 
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